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(Nr. 2113.) Geſetz gegen den Verrath militäriſcher Geheimniſſe. Vom 3. Juli 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


§. 1. 

Wer vorſätzlich Schriften, Zeichnungen oder andere Gegenſtände, deren 
Geheimhaltung im Intereſſe der Landesvertheidigung erforderlich iſt, in den Beſitz 
oder zur Kenntniß eines Anderen gelangen läßt, wird, wenn er weiß, daß dadurch 
die Sicherheit des Deutſchen Reichs gefährdet wird, mit Zuchthaus nicht unter 
zwei Jahren beſtraft, neben welchem auf Geldſtrafe bis zu fünfzehntauſend Mark 
erkannt werden kann. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtungshaft nicht unter 
ſechs Monaten ein, neben welcher auf Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark erkannt 
werden kann. 


$. 2. 

Wer außer dem Falle des F. 1 vorſätzlich und rechtswidrig Gegenſtände 
der daſelbſt bezeichneten Art in den Beſitz oder zur Kenntniß eines Anderen 
gelangen läßt, wird mit Gefängniß oder mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren 
beſtraft. 

"eben der Freiheitsſtrafe kann auf Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark 
erkannt werden. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
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§. 3. 

Wer vorſätzlich den Beſitz oder die Kenntniß von Gegenſtänden der im 
$. 1 bezeichneten Art in der Abſicht ſich verſchafft, davon zu einer die Sicherheit 
des Deutſchen Reichs gefährdenden Mittheilung an Andere Gebrauch zu machen, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beſtraft, neben welchem auf Geldſtrafe 
bis zu zehntauſend Mark erkannt werden kann. 


§. 4. 

Wer ohne die vorbezeichnete Abſicht vorſätzlich und rechtswidrig den Beſitz 
oder die Kenntniß von Gegenſtänden der im F. 1 bezeichneten Art ſich verſchafft, 
wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beſtraft. 

Neben der Freiheitsſtrafe kann auf Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark 
erkannt werden. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann ausſchließlich auf die Geld— 
ſtrafe erkannt werden. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


$. 5. 

Haben Mehrere ein Verbrechen der in den $$. 1, 3 bezeichneten Art ver- 
abredet, ohne daß es zur Ausführung oder zu einem ſtrafbaren Verſuch desſelben 
gekommen iſt, ſo tritt Gefängniß nicht unter drei Monaten ein. 

Neben der Freiheitsſtrafe kann auf Geldſtrafe bis zu fünftauſend Mark 
erkannt werden. 

Straflos bleibt der an einer Verabredung der vorbezeichneten Art Betheiligte, 
wenn er von derſelben zu einer Zeit, wo die Behörde nicht ſchon anderweit davon 
unterrichtet iſt, in einer Weiſe Anzeige macht, daß die Verhütung des Verbrechens 
möglich iſt. 

$. 6. 


In den Fällen der $$.1, 3, 5 kann neben Gefängniß auf Verluſt der 
bekleideten öffentlichen Aemter und der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen 
Rechte, neben jeder Freiheitsſtrafe auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt 
werden. 8 7 

51 


Wer aus Fahrläſſigkeit Gegenſtände der im $. 1 bezeichneten Art, die ihm 
amtlich anvertraut oder kraft feines Amtes oder eines von amtlicher Seite er- 
theilten Auftrages zugänglich ſind, in einer die Sicherheit des Deutſchen Reichs 
gefährdenden Weiſe in den Beſitz oder zur Kenntniß eines Anderen gelangen läßt, 
wird mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu drei Jahren oder mit Gelsſtrafe 
bis zu dreitauſend Mark beſtraft. 

Neben der Freiheitsſtrafe kann auf Geldſtrafe bis zu dreitauſend Mark 
erkannt werden. 


5 


$. 8. 


Wer den von der Militärbehörde erlaſſenen, an Ort und Stelle erkennbar 
gemachten Anordnungen zuwider Befeſtigungsanlagen, Anſtalten des Heeres oder 
der Marine, Kriegsſchiffe, Kriegsfahrzeuge oder militäriſche Verſuchs⸗ oder 
Uebungsplätze betritt, wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder 
mit Haft beſtraft. 

F. 9. 


Wer von dem Vorhaben eines der in den $$. 1 und 3 vorgeſehenen Ver⸗ 
brechen zu einer Zeit, in welcher die Verhütung des Verbrechens möglich iſt, 
glaubhafte Kenntniß erhält und es unterläßt, hiervon der Behörde zur rechten 
Zeit Anzeige zu machen, iſt, wenn das Verbrechen oder ein ſtrafbarer Verſuch 
desſelben begangen worden iſt, mit Gefängniß zu beſtrafen. 


$. 10. 
Die Beſtimmungen im F. 4 Abſatz 2 Nr. 2 des Strafgeſetzbuchs für das 
Deutſche Reich finden auch auf die in den $$. 1, 3, 5 dieſes Geſetzes vor- 
geſehenen Verbrechen und Vergehen Anwendung. 


Se Lale 
Die 88. 89, 90 des Strafgeſetzbuchs erhalten folgende Faſſung: 


9.89. 

Ein Deutſcher, welcher vorſätzlich während eines gegen das Deutſche 
Reich ausgebrochenen Krieges einer feindlichen Macht Vorſchub leiſtet 
oder der Kriegsmacht des Deutſchen Reichs oder der Bundesgenoſſen 
desſelben Nachtheil zufügt, wird wegen Landesverraths mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beſtraft. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtungshaft bis zu zehn 
Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der bekleideten öffent⸗ 
lichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen 
Rechte erkannt werden. 

F. 90. 

Lebenslängliche Zuchthausſtrafe tritt im Falle des §. 89 ein, wenn 
der Thäter 

1. Feſtungen, Päſſe, beſetzte Plätze oder andere Vertheidigungs⸗ 

poſten, imgleichen Theile oder Angehörige der deutſchen oder 
einer verbündeten Kriegsmacht in feindliche Gewalt bringt; 

2. Feſtungswerke, Schiffe oder Fahrzeuge der Kriegsmarine, öffent⸗ 

liche Gelder, Vorräthe von Waffen, Schießbedarf oder anderen 
44 
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Kriegsbedürfniſſen, ſowie Brücken, Eifenbahnen „Telegraphen 
und Transportmittel in feindliche Gewalt bringt oder zum Vor: 
theile des Feindes zerſtört oder unbrauchbar macht; 

3. dem Feinde Mannſchaften zuführt oder Angehörige der deutſchen 
oder einer verbündeten Kriegsmacht verleitet, zum Feinde über- 
zugehen 

4. Operationspläne oder Pläne von Feſtungen oder feſten Stellungen 

dem Feinde mittheilt; 

dem Feinde als Spion dient oder feindliche Spione aufnimmt, 

verbirgt oder ihnen Beiſtand leiſtet, oder 

6. einen Aufſtand unter Angehörigen der deutſchen oder einer ver- 
bündeten Kriegsmacht erregt. 


A 


In minder ſchweren Fällen kann auf Zuchthaus nicht unter zehn 
Jahren erkannt werden. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtungshaft nicht 
unter fünf Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der bekleideten öffent⸗ 
lichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen 
Rechte erkannt werden. 


>12 


Für die Unterſuchung und Entſcheidung in erſter und letzter Inſtanz in den 
Fallen der in den $$. 1, 3 vorgeſehenen Verbrechen iſt das Reichsgericht zu⸗ 
ſtändig. Die Militärgerichtsbarkeit wird hierdurch nicht berührt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 3. Juli 1893. 


(J. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 
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(Nr. 2114.) Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Anlagen zur 
Anfertigung von Zündhölzern unter Verwendung von weißem Phosphor. 
Vom 8. Juli 1893. 


er Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anfertigung und Verzollung von 
Zundhölzern, vom 13. Mai 1884 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 49) hat der Bundesrath 
auf Grund des $. 120 e der Gewerbeordnung folgende 


Vorſchriften über die in Anlagen, welche zur Anfertigung von Zünd— 
hölzern unter Verwendung von weißem Phosphor dienen, zu treffenden 
Einrichtungen 
erlaſſen: 
K 
Für jede der nachfolgend bezeichneten Verrichtungen: 
a) das Zubereiten der Zündmaſſe, 
b) das Betunken der Hölzer, 
e) das Trocknen der betunkten Hölzer, 
d) das Abfüllen der Hölzer und ihre erſte Verpackung, 
müſſen beſondere Räume vorhanden ſein. 


Dieſe Räume dürfen nur unter einander, nicht aber mit anderen Arbeits— 
räumen oder mit Wohn- und Geſchäftsräumen in unmittelbarer Verbindung 
ſtehen. Es iſt indeſſen eine unmittelbare Verbindung des für das Betunken der 
Hölzer beſtimmten Raumes mit dem Einlegeraum, ſowie des für das Abfüllen 
und die erſte Verpackung der Hölzer beſtimmten Raumes mit den Lagerräumen 
für fertige Wagre geſtattet. In jedem der bezeichneten Räume dürfen auschließlich 
diejenigen Arbeiten vorgenommen werden, für welche derſelbe beſtimmt ift; jedoch 
ift es erlaubt, in den zum Betunken der Hölzer beſtimmten Räumen (b) auch 
das Schwefeln und Paraffiniren der Hölzer vorzunehmen. 


N 

Die Räume, in welchen die im $. 1 unter a, b, d bezeichneten Verrich⸗ 
tungen vorgenommen werden, müſſen mindeſtens fünf Meter hoch, die Räume 
unter b und d feuerſicher abgedeckt, die Trockenräume (e) in ihrem ganzen Um⸗ 
fange feuerſicher hergeſtellt ſein. Die Wände der Räume, in welchen die unter 
a, p, d bezeichneten Verrichtungen vorgenommen werden, müſſen mit einem An⸗ 
ſtrich von Kalkmilch verſehen fein, welcher mindeſtens einmal halbjährlich zu er- 
neuern iſt, nachdem der frühere Anſtrich gut abgerieben iſt. 


8. 3. 
Die Räume, in welchen Zündmaſſe bereitet wird, müſſen fo eingerichtet 
ſein, daß ein beſtändiger Luftwechſel ſtattfindet, welcher ausreicht, um entſtehende 
Phosphordämpfe ſofort abzuführen. 
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Die Bereitung der Zündmaſſe darf nur in lu tdicht geſchloſſenen Gefäßen 
ſtattfinden, deren Füllöffnung fo einzurichten iſt, daß ſie zugleich als Sicherheits⸗ 
ventil wirkt. 

Gefäße, in welchen Zündmaſſe enthalten ift, müſſen ſtets gut bedeckt ge⸗ 
halten werden. 


H. 4. 
Das Betunken der Hölzer muß mittelſt ſolcher Vorrichtungen geſchehen, 
welche das Eindringen der Phosphordämpfe in die Arbeitsräume ausſchließen. 
Wird erwärmte Tunkmaſſe verwendet, fo dürfen zum Betunken nur Vor: 
richtungen benutzt werden, welche für dieſen Zweck von der höheren Verwaltungs— 
behörde beſonders genehmigt ſind. 


§. 5. 


Die Räume, in welche betunkte Hölzer zum Trocknen gebracht werden, 
müſſen ausreichend ventilirt ſein. 

In künſtlich erwärmten Trockenräumen darf die Temperatur fünfund⸗ 
dreißig Grad Celſius nicht überſteigen. In jedem Trockenraum iſt ein Thermo— 
meter anzubringen, an welchem durch eine in die Augen fallende, von außen 
wahrnehmbare Marke der höchſte zuläſſige Temperaturgrad bezeichnet iſt. 

Das Beſchicken und Entleeren der Räume darf, ſofern dazu das Betreten 
der letzteren erforderlich iſt, nur ſtattfinden, wenn vorher mindeſtens eine halbe 
Stunde lang durch Oeffnen der Thüren und Fenſter oder durch befondere Venti- 
lationsvorrichtungen ein völliger Luftwechſel hergeſtellt iſt. 


8. 6. 

Die Abfüllräume, und ſofern die erſte Verpackung der Hölzer in beſonderen 
Räumen erfolgt, auch dieſe, müſſen ſo bemeſſen ſein, daß für jeden der darin 
beſchäftigten Arbeiter ein Luftraum von mindeſtens zehn Kubikmeter vorhanden iſt. 
Die gedachten Räume müſſen mit Fenſtern, welche geöffnet werden können, und 
mit ausreichend wirkenden Ventilationseinrichtungen verſehen ſein. 


. 
Die im F. 1 unter a, b, d bezeichneten Räume müſſen täglich nach Be 
endigung der Arbeit gereinigt werden. Die dabei zu ſammelnden Abfälle ſind 
ſofort nach beendigter Reinigung der Räume zu verbrennen. 


$. 8. 

Der Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß die Arbeiter, welche in den im 
§. J a bis d bezeichneten Räumen beſchäftigt find, einen beſonderen Oberanzug 
oder eine auch den Oberkörper deckende Schürze tragen, und daß dieſelben dieſe 
Kleidungsſtücke jedesmal beim Verlaſſen der Arbeitsräume in einem beſonderen, 
getrennt von den letzteren herzurichtenden Raum ablegen und zurücklaſſen. In 


a N Ann 


dieſem Raum müſſen abgefonderte Behälter zum Aufhängen der Arbeitsanzüge 
und der gewöhnlichen Kleidungsſtücke, welche vor Beginn der Arbeit abgelegt 
werden, vorhanden ſein. 


8 9 
Der Arbeitgeber darf nicht geſtatten, daß die Arbeiter Nahrungmittel in 
die Arbeitsräume mitbringen oder in denſelben verzehren. Er hat dafür zu 
ſorgen, daß das Einnehmen der Mahlzeiten nur in Räumen geſchieht, welche 
von den Arbeitsräumen, ſowie von den An- und Auskleideräumen vollſtändig 
getrennt ſind. Auch müſſen außerhalb der Arbeitsräume Vorrichtungen zum 
Erwärmen der Speiſen vorhanden ſein. 


H. 10. 

Außerhalb der Arbeitsräume, aber in unmittelbarer Nähe derſelben, 
müſſen für die Zahl der darin beſchäftigten Arbeiter ausreichende Waſch⸗ 
einrichtungen angebracht und Gefäße zum Zweck des Mundausſpülens in ge⸗ 
nügender Anzahl aufgeftellt fein. 

I 

Der Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß die Arbeiter vor dem Ein⸗ 
nehmen der Mahlzeiten, ſowie vor dem Verlaſſen der Fabrik ſich die Hände 
gründlich reinigen, den Mund mit Waſſer ausſpülen und die während der 
Arbeit benutzten Oberkleider oder Schürzen ablegen. 


F. 12. 
Der Arbeitgeber darf in den im $. 1 unter a bis d bezeichneten Räumen 
nur Perſonen zur Beſchäftigung zulaſſen, welche eine Beſcheinigung eines appro⸗ 


birten Arztes darüber beibringen, daß ſie nicht an der Phosphornekroſe leiden 


und vermöge ihrer Körperbeſchaffenheit der Gefahr, von dieſer Krankheit befallen 
zu werden, nicht in beſonderem Maße ausgeſetzt ſind. 

Die Beſcheinigungen ſind zu ſammeln, aufzubewahren und dem Aufſichts⸗ 
beamten ($. 139 b der Gewerbeordnung) auf Verlangen vorzulegen. 


K. 13. 


Der Arbeitgeber hat die Ueberwachung des Geſundheitszuſtandes der von 
ihm beſchäftigten Arbeiter einem, dem Aufſichtsbeamten (J. 139 b der Gewerbe⸗ 
ordnung) namhaft zu machenden approbirten Arzte zu übertragen, welcher 
vierteljährlich mindeſtens einmal eine Unterſuchung der Arbeiter vorzunehmen und 
den Arbeitgeber von jedem ermittelten Falle einer Erkrankung an Phosphor— 
nekroſe in Kenntniß zu ſetzen hat. 

Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, von jeder unter den Arbeitern vor⸗ 
kommenden Erkrankung an Phosphornekroſe, ſobald er durch den Fabrikarzt 
oder auf andere Weiſe davon Kenntniß erhält, dem Aufſichtsbeamten ſchriftliche 
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Anzeige zu erſtatten. Er darf an der Phosphornekroſe erkrankte Arbeiter nicht 
feiner in den im §. 14 bis d bezeichneten Räumen beſchäftigen. 


Seil, 

Der Arbeitgeber ift verpflichtet, zur Kontrole über den Wechſel und 
Verbleib der Arbeiter ein Buch zu führen, welches Vor⸗ und Zunamen, Alter, 
Wohnort, ſowie den Tag des Ein- und Austritts jedes Arbeiters enthalten 
muß. In dieſes Kontrolbuch hat der Fabrikarzt das Ergebniß ſeiner Unter⸗ 
ſuchungen und den Tag der letzteren einzutragen. Dasſelbe iſt dem Aufſichts⸗ 
beamten ($. 139 b der Gewerbeordnung) auf Verlangen vorzulegen. N 


$. 15. 

In jedem Arbeitsraum muß eine Abſchrift oder ein Abdruck des $. 2 
des Geſetzes vom 13. Mai 1884 und der $$. 1 bis 14 dieſer Vorſchriften, 
ſowie eine Anweiſung für die in dem betreffenden Raum beſchäftigten Arbeiter 
an einer in die Augen fallenden Stelle aushängen. Ein Exemplar dieſer An⸗ 
weiſung iſt jedem Arbeiter, welcher in den im §. 1 unter à bis d bezeichneten 
Räumen beſchäftigt werden ſoll, einzuhändigen. 


$. 16. 

Neue Anlagen, in welchen Zündhölzer unter Verwendung von weißem 
Phosphor angefertigt werden ſollen, dürfen erſt in Betrieb geſetzt werden, 
nachdem ihre Errichtung dem zuſtändigen Aufſichtsbeamten (F. 139 b der 
Gewerbeordnung) angezeigt worden iſt. Der Letztere hat nach Empfang dieſer 
Anzeige ſchleunigſt durch perſönliche Reviſion feſtzuſtellen, ob die Einrichtung der 
Anlage den erlaſſenen Vorſchriften entſpricht. 


9. . 

Im Falle der Zuwiderhandlung gegen §. 1 des Geſetzes vom 13. Mai 
1884 und gegen die $$. 1 bis 16 dieſer Vorſchriften kann die Polizeibehörde 
die Einſtellung des Betriebes bis zur Herſtellung des vorſchriftsmäßigen Zu⸗ 
ſtandes anordnen. 

$. 18. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Verkündigung 
an die Stelle der durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 11. Juli 
1884 (Centralblatt für das Deutſche Reich S. 195) verkündeten Vorſchriften. 

Die auf Grund des §. 18 Abſatz 2 daſelbſt durch den Bundesrath zu⸗ 
gelaſſenen Ausnahmen von den Vorſchriften des §. 1 und des §. 2 Satz 1 
bleiben bis zu ihrem etwaigen Widerruf aufrecht erhalten. 


Berlin, den 8. Juli 1893. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 
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(Nr. 2115.) Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb ber Bleifarben⸗ 
und Bleizuckerfabriken. Vom 8. Juli 1893. 


A. Grund des F. 120 e und des F. 139 der Gewerbeordnung hat der Bundes⸗ 
rath folgende Vorſchriften über die Einrichtung und den Betrieb der Bleifarben⸗ 
und Bleizuckerfabriken erlaſſen: 


F. 1. 


Sämmtliche Arbeitsräume der Anlagen, in welchen Bleifarben oder Blei⸗ 
zucker hergeſtellt werden, müſſen geräumig und hoch hergeſtellt, kräftig ventilirt, 
feucht und rein gehalten werden. Das Eintreten bleihaltigen Staubes ſowie blei⸗ 
haltiger Gaſe und Dämpfe in dieſelben muß durch geeignete Vorrichtungen ver- 
hindert werden. 


§. 2. 

Staub entwickelnde Apparate müſſen an allen Fugen durch dicke Lagen 
von Filz oder Wollenzeug oder durch Vorrichtungen von gleicher Wirkung ſo 
abgedichtet ſein, daß das Eindringen des Staubes in den Arbeitsraum ver⸗ 
hindert wird. 

Apparate dieſer Art müſſen mit Einrichtungen verſehen ſein, welche eine 
Spannung der Luft in denſelben verhindern. Sie dürfen erſt dann geöffnet 
werden, wenn der in ihnen entwickelte Staub ſich abgeſetzt hat und völlig ab- 


gekühlt ift. 
. 3. 


Beim Trockenmahlen, Packen, Beſchicken und Entleeren der Glätte⸗ und 
Mennigeöfen, beim Mennigebeuteln und bei ſonſtigen Operationen, bei welchen 
das Eintreten von Staub in den Arbeitsraum ſtattfinden kann, muß durch 
Abſauge⸗ und Abführungsvorkehrungen an der Eintrittöftelle die Verbreitung des 
Staubes in den Arbeitsraum verhindert werden. 


$. 4. 

Arbeitsräume, welche gegen das Eindringen bleihaltigen Staubes oder 
bleihaltiger Gaſe und Dämpfe durch die in den $$. 1 und 2 vorgeſchriebenen 
Einrichtungen nicht vollſtändig geſchützt werden können, find gegen andere Arbeits. 
räume ſo abzuſchließen, daß in die letzteren Staub, Gaſe, oder Dämpfe nicht 
eindringen können. 

Sid: 


Die Innenflächen der Orydir- und Trockenkammern müffen möglichſt glatt 
und dicht hergeſtellt fein. Die Oxvdirkammern find während des Behängens 
und während des Ausnehmens feucht zu erhalten. 

Der Inhalt der Oxydirkammern iſt, bevor die letzteren nach Beendigung 
des Oxydationsprozeſſes zum Zweck des Ausnehmens betreten werden, gründlich 
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zu durchfeuchten und während des Entleerens feucht zu erhalten. Ebenſo ſind 
Rohbleiweißvorräthe während der Ueberführung nach dem Schlemmraum und 
während des etwaigen Lagerns in demſelben feucht zu halten. 


§. 6. 

Beim Transporte und bei der Verarbeitung naſſer Bleifarbenvorräthe, 
namentlich beim Schlemmen und Naßmahlen, iſt die Handarbeit durch An— 
wendung mechaniſcher Vorrichtungen ſoweit zu erſetzen, daß das Beſchmutzen der 
Kleider und Hände der dabei beſchäftigten Arbeiter auf das möglichſt geringe 
Maß beſchränkt wird. 

Das Auspreſſen von Bleiweißſchlamm darf nur vorgenommen werden, 
nachdem die in letzterem enthaltenen löslichen Bleiſalze vorher ausgefällt ſind. 


2 
In Anlagen, welche zur Herſtellung von Bleifarben und Bleizucker dienen, 
darf jugendlichen Arbeitern die Beſchäftigung und der Aufenthalt nicht geſtattet 
werden. Arbeiterinnen dürfen innerhalb derartiger Anlagen nur in ſolchen 
Räumen und nur zu ſolchen Verrichtungen zugelaſſen werden, welche ſie mit 
bleiiſchen Produkten nicht in Berührung bringen. 
Dieſe Beſtimmungen haben bis zum 1. Mai 1903 Gültigkeit. 


F. 8. 

Der Arbeitgeber darf in Räumen, in welchen Bleifarben oder Bleizucker 
hergeſtellt oder verpackt werden, nur ſolche Perſonen zur Beſchäftigung zulaſſen, 
welche eine Beſcheinigung eines approbirten Arztes darüber beibringen, daß ſie 
weder ſchwächlich, noch mit Lungen-, Nieren- oder Magenleiden oder mit 
Alkoholismus behaftet ſind. Die Beſcheinigungen ſind zu ſammeln, aufzubewahren 
und dem Auffichtsbeamten (F. 139 b der Gewerbeordnung) auf Verlangen vor 
zulegen. 

§. 9. 


Arbeiter, welche bei ihrer Beſchäftigung mit bleiiſchen Stoffen oder Pro— 
dukten in Berührung kommen, dürfen innerhalb eines Zeitraumes von vierund— 
zwanzig Stunden nicht länger als zwölf Stunden beſchäftigt werden. 


$. 10. 

Der Arbeitgeber hat alle mit bleiiſchen Stoffen oder Produkten in Be 
rührung kommenden Arbeiter mit vollſtändig deckenden Arbeitskleidern einſchließlich 
einer Mütze zu verſehen. 

ale 


Mit Staubentwickelung verbundene Arbeiten, bei welchen der Staub nicht 
ſofort und vollſtändig abgeſaugt wird, darf der Arbeitgeber nur von Arbeitern 
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ausführen laſſen, welche Naſe und Mund mit Reſpiratoren oder feuchten 
Schwämmen bedeckt haben. 


$. 12. 
Arbeiten, bei welchen eine Berührung mit gelöſten Bleiſalzen ſtattfindet, 
darf der Arbeitgeber nur durch Arbeiter ausführen laſſen, welche zuvor die Hände 
entweder eingefettet oder mit undurchläſſigen Handſchuhen verſehen haben. 


8,13. 

Die in den $$. 10, 11, 12 bezeichneten Arbeitskleider, Reſpiratoren, 
Schwämme und Handſchuhe hat der Arbeitgeber jedem damit zu verſehenden 
Arbeiter in beſonderen Exemplaren in ausreichender Zahl und zweckentſprechender 
Beſchaffenheit zu überweiſen. Er hat dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Gegen: 
ſtände ſtets nur von denjenigen Arbeitern benutzt werden, welchen ſie zugewieſen 
ſind, und daß dieſelben in beſtimmten Zwiſchenräumen, und zwar die Arbeits 
kleider mindeſtens jede Woche, die Reſpiratoren, Mundſchwämme und Handſchuhe 
vor jedem Gebrauche gereinigt und während der Zeit, wo ſie ſich nicht im Ge⸗ 
brauche befinden, an dem für jeden Gegenſtand zu beſtimmenden Platze auf— 
bewahrt werden. 


. 14. 


In einem ſtaubfreien Theile der Anlage muß für die Arbeiter ein Waſch⸗ 
und Ankleideraum und getrennt davon ein Speiſeraum vorhanden ſein. Beide 
Räume müſſen ſauber und ſtaubfrei gehalten und während der kalten Jahreszeit 
geheizt werden. 

In dem Waſch- und Ankleideraum müſſen Gefäße zum Zweck des Mund⸗ 
ausſpülens, Seife und Handtücher, ſowie Einrichtungen zur Verwahrung der- 
jenigen gewöhnlichen Kleidungsſtücke, welche vor Beginn der Arbeit abgelegt 
werden, in ausreichender Menge vorhanden ſein. 

In dem Speiſeraum oder an einer anderen geeigneten Stelle müſſen ſich 
Vorrichtungen zum Erwärmen der Speiſen befinden. 

Arbeitgeber, welche fünf oder mehr Arbeiter beſchäftigen, haben dieſen 
wenigſtens einmal wöchentlich Gelegenheit zu geben, ein warmes Bad zu nehmen. 


§. 15. 

Der Arbeitgeber hat die Ueberwachung des Geſundheitszuſtandes der von 
ihm beſchäftigten Arbeiter einem, dem Aufſichtsbeamten ($. 139 b der Gewerbe- 
ordnung) namhaft zu machenden approbirten Arzte zu übertragen, welcher 
monatlich mindeſtens einmal eine Unterſuchung der Arbeiter vorzunehmen und 
den Arbeitgeber von jedem Falle einer ermittelten Bleikrankheit in Kenntniß zu 
ſetzen hat. Der Arbeitgeber darf Arbeiter, bei welchen eine Bleikrankheit er⸗ 
mittelt iſt, zu Beſchäftigungen, bei welchen fie mit bleiiſchen Stoffen oder 
Materialien in Berührung kommen, bis zu ihrer völligen Geneſung nicht zulaſſen. 

5 
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F. 16. 


Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, ein Krankenbuch zu führen oder unter 
ſeiner Verantwortung für die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Einträge durch 
den mit der Ueberwachung des Geſundheitszuſtandes der Arbeiter beauftragten 
Arzt oder durch einen Betriebsbeamten führen zu laſſen. Das Krankenbuch muß 


enthalten: 
1, 
den Namen des mit der Ueberwachung des Geſundheitszuſtandes der 


den Namen deſſen, welcher das Buch führt; 


Arbeiter beauftragten Arztes; 


den Namen der erkrankten Arbeiter; 

die Art der Erkrankung und die vorhergegangene Beſchaftigung; 
den Tag der Erkrankung, 

den Tag der Geneſung, oder wenn der Erkrankte nicht wieder in 


Arbeit getreten iſt, den Tag der Entlaſſung. 


Das Krankenbuch iſt dem Aufſichtsbeamten, ſowie den zuſtändigen Medizinal⸗ 
beamten auf Verlangen vorzulegen. 


$. 17. 


Der Arbeitgeber hat Vorſchriften zu erlaſſen, welche außer einer Anweiſung 
hinſichtlich des Gebrauches der in den $$. 10, 11, 12 bezeichneten Gegenſtände 
folgende Beſtimmungen enthalten müſſen: 


Ile 


= 


Die Arbeiter dürfen Branntwein, Vier und andere geiftige Getränke 
nicht mit in die Anlage bringen. 

Die Arbeiter dürfen Nahrungsmittel nicht in die Arbeitsräume mit⸗ 
nehmen, dieſelben vielmehr nur im Speiſeraum aufbewahren. Das 
Einnehmen der Mahlzeiten iſt ihnen, ſofern es nicht außerhalb der 
Anlage ſtattfindet, nur im Speiſeraum geſtattet. 


Die Arbeiter haben die Arbeitskleider, Reſpiratoren, Mundſchwämme 


und Handſchuhe in denjenigen Arbeitsräumen und bei denjenigen 
Arbeiten, für welche es von dem Betriebsunternehmer vorgeſchrieben 
iſt, zu benutzen. 


„Die Arbeiter dürfen erſt dann den Speiſeraum betreten, Mahlzeiten 


einnehmen oder die Fabrik verlaſſen, wenn ſie zuvor die Arbeitskleider 
abgelegt, die Haare vom Staube gereinigt, Hände und Geſicht forg- 
fältig gewaſchen, die Naſe gereinigt und den Mund ausgeſpült haben. 


Außerdem iſt in den zu erlaſſenden Vorſchriften vorzuſehen, daß die 
Arbeiter im Falle der Zuwiderhandlung gegen die im Abſatz 1 bezeichneten Vor⸗ 
ſchriften vor Ablauf der vertragsmäßigen Seit und ohne Aufkündigung entlaſſen 
werden können. 


— mn 


Werden in einem Betriebe in der Regel mindeſtens zwanzig Arbeiter Des 
ſchäftigt, ſo ſind die in dieſem Paragraphen bezeichneten Vorſchriften in die nach 
F. 134 a der Gewerbeordnung zu exlaffende Arbeitsordnung aufzunehmen. 


$. 18. 

In jedem Arbeitsraum, ſowie in dem Ankleide⸗ und dem Speiſeraum muß 
eine Abſchrift oder ein Abdruck der $$. 1 bis 17 dieſer Vorſchriften und der gemäß 
F. 17 vom Arbeitgeber erlaſſenen Vorſchriften an einer in die Augen fallenden 
Stelle aushängen. 

Der Betriebsunternehmer iſt für die Handhabung der im $. 17 Abſatz 1 
bezeichneten Vorſchriften verantwortlich, und verpflichtet, Arbeiter, welche denſelben 
wiederholt zuwiderhandeln, aus der Arbeit zu entlaſſen. 


9 
Neue Anlagen, in welchen Bleifarben oder Bleizucker hergeſtellt werden 
ſoll, dürfen erſt in Betrieb geſetzt werden, nachdem ihre Errichtung dem zu⸗ 
ſtändigen Aufſichtsbeamten ($. 139 b der Gewerbeordnung) angezeigt At Der 
Letztere hat nach Empfang dieſer Anzeige ſchleunigſt durch perſönliche Reviſion 
feſtzuſtellen, ob die Einrichtung der Anlage den erlaſſenen Vorſchriften entſpricht. 


$. 20. 


Im Falle der Zuwiderhandlung gegen die $$. 1 bis 19 dieſer Vorſchriften 
kann die Polizeibehörde die Einſtellung des Betriebes bis zur Herſtellung des 
vorſchriftsmäßigen Zuſtandes anordnen. 


F. 21. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Verkündigung 
an die Stelle der durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 12. April 
1886 (Meich8:Gefegbl. S. 69) verkündeten Vorſchriften. 


Berlin, den 8. Juli 1893. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


von Boetticher. 


(Nr. 2116.) Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der zur Anfertigung 
von Cigarren beſtimmten Anlagen. Vom 8. Juli 1893. 


N) 

ur Grund des $. 120e und des $. 139a der Gewerbeordnung hat der 
Bundesrath folgende Vorſchriften über die Einrichtung und den Betrieb der zur 
Anfertigung von Cigarren beſtimmten Anlagen erlaſſen: 


Nl 
Die nachſtehenden Vorſchriften finden Anwendung auf alle Anlagen, in 
welchen zur Herſtellung von Cigarren erforderliche Verrichtungen vorgenommen 
werden, ſofern in den Anlagen Perſonen beſchäfligt werden, welche nicht zu den 
Familiengliedern des Unternehmers gehören. 


§. 2. 

Das Abrippen des Tabacks, die Anfertigung und das Sortiren der Cigarren 
darf in Räumen, deren Fußboden 0,8 Meter unter dem Straßenniveau liegt, 
überhaupt nicht, und in Räumen, welche unter dem Dache liegen, nur dann 
vorgenommen werden, wenn das Dach mit Verſchalung verſehen iſt. 

Die Arbeitsräume, in welchen die bezeichneten Verrichtungen vorgenommen 
werden, dürfen weder als Wohn-, Schlaf-, Koch- oder Vorrathsräume noch 
als Lager- oder Trockenräume benutzt werden. Die Zugänge zu benachbarten 
Räumen dieſer Art müſſen mit verſchließbaren Thüren verſehen ſein, welche 
während der Arbeitszeit geſchloſſen ſein müſſen. 


§ 33 
Die Arbeitsräume ($. 2) müſſen mindeſtens drei Meter hoch und mit 
Fenſtern verſehen ſein, welche nach Zahl und Größe ausreichen, um für alle 
Arbeitsſtellen hinreichendes Licht zu gewähren. Die Fenſter müſſen ſo eingerichtet 
ſein, daß fie wenigſtens für die Hälfte ihres Flächenraumes geöffnet werden können. 
§. 4. 
Die Arbeitsräume müſſen mit einem feſten und dichten Fußboden ver- 
ſehen ſein. N 
$. 5. 


Die Zahl der in jedem Arbeitsraum beſchäftigten Perſonen muß ſo bemeſſen 
ſein, daß auf jede derſelben mindeſtens ſieben Kubikmeter Luftraum entfallen. 


ö. 6. 


In den Arbeitsräumen dürfen Vorräthe von Taback und Halbfabrikaten 
nur in der für eine Tagesarbeit erforderlichen Menge und nur die im Laufe des 
Tages angefertigten Cigarren vorhanden ſein. Alles weitere Lagern von Taback 
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und Halbfabrikaten, ſowie das Trocknen von Taback, Abfällen und Wickeln in 
den Arbeitsräumen auch außerhalb der Arbeitszeit iſt unterſagt. 


F. 7. 

Die Arbeitsräume müſſen täglich zweimal mindeſtens eine halbe Stunde 
lang, und zwar während der Mittagspauſe und nach Beendigung der Arbeitszeit, 
durch vollſtändiges Oeffnen der Fenſter und der nicht in Wohn-, Schlaf-, Koch⸗ 
oder Vorrathsräume führenden Thüren gelüftet werden. Während dieſer Zeit 
darf den Arbeitern der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nicht geſtattet werden. 


§. 8. 
Die Fußböden und Arbeitstiſche müſſen täglich mindeſtens einmal durch 
Abwaſchen oder feuchtes Abreiben vom Staube gereinigt werden. 


N 
Kleidungsſtücke, welche von den Arbeitern für die Arbeitszeit abgelegt werden, 
ſind außerhalb der Arbeitsräume aufzubewahren. Innerhalb der Arbeitsräume 
iſt die Aufbewahrung nur geſtattet, wenn dieſelbe in ausſchließlich dazu beſtimmten 
verſchließbaren Schränken erfolgt. Die letzteren müſſen während der Arbeitszeit 
geſchloſſen fein. 


$. 10. 


Auf Antrag des Unternehmers können Abweichungen von den Vorſchriften 
der §§. 3, 5, 7 durch die höhere Verwaltungsbehörde zugelaſſen werden, wenn 
die Arbeitsräume mit einer ausreichenden Ventilationseinrichtung verſehen ſind. 

Desgleichen kann auf Antrag des Unternehmers durch die höhere Ver— 
waltungsbehörde eine geringere als die im H. 3 vorgeſchriebene Höhe für ſolche 
Arbeitsräume zugelaſſen werden, in welchen den Arbeitern ein größerer als der 
im $. 5 vorgeſchriebene Luftraum gewährt wird. 


DI. 
Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern iſt bis zum 

1. Mai 1903 geſtattet, wenn die nachſtehenden Vorſchriften beobachtet werden: 

1. Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter müſſen im unmittelbaren Arbeits⸗ 
verhältniß zu dem Betriebsunternehmer ſtehen. Das Annehmen und 
Ablohnen derſelben durch andere Arbeiter oder für deren Rechnung iſt 
nicht geſtattet. 

Für männliche und weibliche Arbeiter müſſen getrennte Aborte mit 
beſonderen Eingängen und, ſofern vor Beginn und nach Beendigung 
der Arbeit ein Wechſeln der Kleider ſtattfindet, getrennte Aus- und 
Ankleideräume vorhanden ſein. 
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Die Vorſchrift unter Ziffer 1 findet auf Arbeiter, welche zu einander in 
dem Verhältniß von Ehegatten, Geſchwiſtern oder von Aſzendenten und Deſzen⸗ 
denten ſtehen, die Vorſchrift unter Ziffer 2 auf Betriebe, in welchen nicht über 
zehn Arbeiter beſchäftigt werden, keine Anwendung. 


Sala 

An der Eingangsthür jedes Arbeitsraumes muß ein von der Ortspolizei⸗ 
behörde zur Beſtätigung der Richtigkeit ſeines Inhalts unterzeichneter Aushang 
befeſtigt ſein, aus welchem erſichtlich iſt: 

1. die Länge, Breite und Höhe des Arbeitsraumes, 

2. der Inhalt des Luftraumes in Kubikmeter, 

3. die Zahl der Arbeiter, welche demnach in dem Arbeitsraum beſchäftigt 

werden darf. 


In jedem Arbeitsraum muß eine Tafel ausgehängt ſein, welche in deut⸗ 
licher Schrift die Beſtimmungen der $$. 2 bis 11 wiedergiebt. 
Na 


Die vorftehenden Beſtimmungen treten mit dem Tage ihrer Verkündigung 
an die Stelle der durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 9. Mai 1888 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 172) verkündeten Vorſchriften. 


Berlin, den 8. Juli 1893. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


